
 
 

Satzung der 
Arbeitsgemeinschaft Heidekreuz e.V. 

Stand Januar 2014 

 

 

 

 
 
 
 
 



§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr  

1. Der Verein führt den Namen "Arbeitsgemeinschaft 
Heidekreuz".  

2. Er hat seinen Sitz in 29664 Walsrode und ist im 
Vereinsregister des Amtsgerichts Walsrode eingetragen.  

3. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  
 

§ 2 Ziele und Aufgaben des Vereins  

1. Ziel des Vereins ist es, ein umfassendes Webangebot 
als Informationsportal über die Eisenbahnstrecken in der 
Lüneburger Heide bereitzustellen und zu  
finanzieren. Die Aufgaben der Arbeitsgemeinschaft 
Heidekreuz e.V. bestehen darin, umfassendes 
Informationsmaterial auf dem Webangebot, wie z.B. 
Fahrplaninformationen u.v.m. regelmäßig und aktuell 
bereitzustellen. Nutzer können die Informationen kostenfrei 
erhalten. Lediglich ein Teil der Bildergalerie, 
Presseübersicht, Nachrichtenarchiv und Diskussionsforum, 
ist nur registrierten Nutzern zugänglich.  

2. Der Verein erreicht seine Ziele insbesondere durch: 

a. Bekanntmachungen für Pendler und Touristen  
b. Information der Öffentlichkeit  
c. Information der Mitglieder (geschlossene 

Benutzergruppe)  
d. Kooperation mit Aufgabenträgern und anderen 

Organisationen.  
 

§ 3 Mitgliedschaft  

1. Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische 
Person werden, die die Ziele der Arbeitsgemeinschaft 
unterstützt.  

2. Über den Antrag auf Aufnahme in den Verein entscheidet 
der Vorstand.  

3. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder 
Tod.  

4. Der Austritt eines Mitgliedes ist nur zum 31.12. eines jeden 
Jahres möglich. Er erfolgt durch schriftliche Erklärung 



gegenüber dem Vorsitzenden unter Einhaltung einer Frist 
von drei Monaten  
Wenn ein Mitglied gegen die Ziele und Interessen 
des Vereins schwer verstoßen hat, oder trotz Mahnung mit 
dem Beitrag einen Monat im Rückstand bleibt, so kann es 
durch den Vorstand mit sofortiger Wirkung ausgeschlossen 
werden.  
Dem Mitglied muss vor der Beschlussfassung Gelegenheit 
zur Rechtfertigung bzw. Stellungnahme gegeben werden.  
Gegen den Ausschließungsbeschluss kann innerhalb einer 
Frist von 14 Tagen nach Mitteilung des Ausschlusses 
Berufung eingelegt werden, über den die nächste 
Mitgliederversammlung entscheidet.  

 

§ 4 Rechte und Pflichten der Mitglieder  

Die Mitglieder sind verpflichtet, die in der Beitragsordnung 
festgelegten Beträge zu entrichten.  
Die Mitglieder haben das Recht, durch Mehrheits-
entscheidungen in der Mitgliederversammlung die 
Grundlinien der Vereinsarbeit zu bestimmen. 
Jedes volljährige Mitglied hat das Recht, sich in die Organe 
des Vereins wählen zu lassen. Die Mitglieder üben das 
aktive Wahlrecht aus.  
 

§ 5 Organe des Vereins  

Die Organe des Vereins sind:  
a. Mitgliederversammlung  
b. Vorstand 

§ 6 Mitgliederversammlung  

1. Oberstes Organ ist die Mitgliederversammlung. Sie wird in 
der Regel vom Vorstandsvorsitzenden geleitet.  

2. Die Mitgliederversammlung stellt die Richtlinien für die 
Arbeit des Vereins auf und entscheidet Fragen von 
grundsätzlicher Bedeutung. Zu den Aufgaben der 
Mitgliederversammlung gehören insbesondere:  

 
a. Wahl und Abwahl des Vorstandes  
b. Wahl der Mitglieder weiterer Gremien.  



c. Beratung über den Stand und die Planung der Arbeit  
d. Genehmigung des vom Vorstand vorgelegten 

Wirtschafts- und Investitionsplans  
e. Beschlussfassung über den Jahresabschluss  
f. Entgegennahme des Geschäftsberichtes des Vorstandes  
g. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes  
h. Erlass der Beitragsordnung, die nicht Bestandteil der 

Satzung ist  
 

3. Zur Mitgliederversammlung wird vom 
Vorstandsvorsitzenden unter Angabe der vorläufigen 
Tagesordnung mindestens vier Wochen vorher schriftlich 
eingeladen. Sie tagt so oft es erforderlich ist, inder Regel 
einmal im Jahr.  

4. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung findet statt, 
wenn mindestens 25 % der Mitglieder sie unter Angabe von 
Gründen verlangen. Sie muss längstens fünf Wochen nach 
Eingang des Antrags auf schriftliche Berufung tagen.  

5. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn 
mindestens drei Mitglieder anwesend sind; ihre Beschlüsse 
werden mit Stimmenmehrheit gefasst.  

6. Über die Beschlüsse und, soweit zum Verständnis über 
deren Zustandekommen erforderlich, auch über den 
wesentlichen Verlauf der Verhandlung, ist eine Niederschrift 
anzufertigen. Sie wird vom Versammlungsleiter und dem 
Protokollführer unterschrieben.  

 

§ 7 Vorstand  

1. Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden, dem 
stellvertretenden Vorsitzenden und dem Schatzmeister. Sie 
bilden den Vorstand im Sinne von § 26 BGB. Die 
Vorstandsmitglieder sind ehrenamtlich tätig.  

2. Zur rechtsverbindlichen Vertretung genügt die gemeinsame 
Zeichnung durch zwei Mitglieder des Vorstandes.  

3. Die Amtszeit der Vorstandsmitglieder beträgt 4 Jahre. Sie 
bleiben bis zur Bestellung des neuen Vorstandes im Amt.  

4. Der Vorstand soll einmal im Quartal tagen  
5. Die Beschlüsse sind schriftlich zu protokollieren und von 

dem 1. Vorstandsvorsitzenden zu unterzeichnen.  
 



§ 8 Satzungsänderungen und Auflösung  

1. Über Satzungsänderungen, die Änderung des 
Vereinszwecks und die Auflösung entscheidet die 
Mitgliederversammlung. Vorschläge zu 
Satzungsänderungen, Zweckänderungen und zur 
Auflösung sind den stimmberechtigten Mitgliedern bis 
spätestens einen Monat vor der Sitzung der 
Mitgliederversammlung zuzuleiten. Für die 
Beschlussfassung ist eine Mehrheit von drei Vierteln der 
anwesenden Stimmberechtigten erforderlich.  

2. Änderungen oder Ergänzungen der Satzung, die von der 
zuständigen Registerbehörde oder vom Finanzamt 
vorgeschrieben werden, werden vom Vorstand umgesetzt 
und bedürfen keiner Beschlussfassung durch die 
Mitgliederversammlung. Sie sind den Mitgliedern 
spätestens mit der nächsten Einladung zur 
Mitgliederversammlung mitzuteilen.  

3. Bei Auflösung, bei Entziehung der Rechtsfähigkeit des 
Vereins oder bei Wegfall der steuerbegünstigten Zwecke 
fällt das gesamte Vermögen an die 
Landesnahverkehrsgesellschaft Niedersachsen (LNVG), 
und zwar mit der Auflage, es entsprechend seinen 
bisherigen Zielen und Aufgaben ausschließlich und 
unmittelbar gemäß § 2 zu verwenden.  
 

Walsrode, Januar 2014 
 


